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IGZ BIC Altmark GmbH
Arneburger Str. 24, D-39576 Stendal

Bekanntmachung gemäß § 121 GO 
des Landes Sachsen-Anhalt

Die Gesellschafterversammlung der IGZ BIC Altmark GmbH hat in ihrer Sitzung am
24.06.2003 die Feststellung des durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft WIBERA geprüf-
ten Jahresabschlusses 2002 beschlossen. Gemäß Beschluss der Gesellschafterversammlung
wird die ausgewiesene Bilanzsumme von 256 Td und ein Jahresüberschuss in Höhe von
149 Td einstimmig beschlossen.

Der Bestätigungsvermerk der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zum Jahresabschluss 2002 hat
folgenden Wortlaut: 

„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebe-
richt der Innovations- und Gründerzentrum BIC Altmark GmbH, Stendal, für das zum
31. Dezember 2002 endende Geschäftsjahr geprüft. Die Buchführung und die Aufstel-
lung von Jahrsabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften liegen in der Verantwortung der Geschäftsführung der Gesellschaft. Unsere
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten Deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzu-
führen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich
auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichpro-
ben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der Geschäftsführung sowie die Wür-
digung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Uberzeugung vermittelt der Jahresabschluss unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft.

Der Lagebericht gibt insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage der Gesell-
schaft und stellt die Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.

Ohne diese Beurteilung einzuschränken, weisen wir auf die Ausführungen im Lagebe-
richt hin. Dort ist ausgeführt, dass der Fortbestand der Gesellschaft aufgrund der ange-
spannten Liquiditätslage nur bei vollständiger Erbringung der Kofinanzierungsbeiträge
durch die Gesellschafter sichergestellt ist.“

Der geprüfte Jahresabschluss liegt zur Einsichtnahme vor und kann vier Wochen lang nach
Erscheinen dieser Bekanntgabe in den Räumen der Geschäftsführung der IGZ BIC Altmark
GmbH, 39576 Stendal, Arneburger Str. 24, während der üblichen Geschäftszeiten eingese-
hen werden.

Thomas Barniske
Der Geschäftsführer

Bekanntmachung der Stadt Stendal

Bauleitplanung der Stadt Stendal

2. Änderung des Flächennutzungsplanes „Stadt Stendal“ - Wohngebiet Gardelegener Straße
a) Beschluss zur Einleitung des Aufstellungsverfahrens gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch

(BauGB)
b) Durchführung der frühzeitigen Bürgerbeteiligung gemäß § 3 BauGB

zu a) Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 30.06.2003 die Aufstellung der 2. Änderung
des Flächennutzungsplanes „Stadt Stendal“ - Wohngebiet Gardelegener Straße
gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.

Das Plangebiet liegt nördlich der Gardelegener Straße sowie südlich der Uchte und
weist einen Wohn- und Gewerbestandort auf. Gemäß dem wirksamen Flächennut-
zungsplan „Stadt Stendal“ ist das Plangebiet als Fläche für Landwirtschaft darge-
stellt. Auf Grund der geänderten Nutzungsansprüche soll das Plangebiet im Rahmen
einer städtebaulichen Neuordnung zukünftig als Wohnbaufläche dargestellt werden.

Der Geltungsbereich umfaßt eine Fläche von ca. 2,3 ha und wird begrenzt

- im Norden durch die südliche Grenze von Flurstück 40 der Flur 80, Flurstück
30/2 der Flur 80, Flurstück 252/5 der Flur 79 und Flurstück 155/39 der Flur 75

- im Süden durch die nördliche Grenze der Gardelegener Straße (Flurstück 46/4
der Flur 80 und Flurstück 43 der Flur 75)

- im Westen durch die östliche Grenze von Flurstück 39 und 40 der Flur 80 sowie
von Flurstück 252/5 der Flur 79

- im Osten durch die westliche Grenze von Flurstück 37, 38 und 39/1 der Flur 75.
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Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist im Rahmen der Aufstellung eines Flächen-
nutzungsplanänderungsverfahrens nicht erforderlich. Daher entfällt auch die Erstellung eines
Umweltberichtes gemäß § 2a BauGB.

zu b) Gemäß § 3 (1) BauGB sind die Bürger möglichst frühzeitig über die allgemeinen
Ziele und Zwecke der Planungen öffentlich zu unterrichten. Ihnen ist Gelegenheit
zur Äußerung und Erörterung zu geben. Zu diesem Zweck liegt ein Entwurf der 2.
Änderung des Flächennutzungsplanes „Stadt Stendal“ - Wohngebiet Gardelegener
Straße und des Erläuterungsberichtes zu jedermanns Einsicht in der Zeit vom

14.08.2003 bis 19.09.2003

während der nachstehenden Dienststunden im Stadthaus, Markt 14-15, Erdgeschoss
(Foyer) und im Planungsamt, Moltkestraße 34 - 36, 1. Etage (Foyer), öffentlich aus:

Montag bis Mittwoch 7.30- 12.30 und 13.00- 16.30 Uhr
Donnerstag 7.30- 12.30 und 13.00- 17.30 Uhr
Freitag 7.30- 12.30 Uhr.

Anregungen können während der oben genannten Auslegungsfrist beim Planungs-
amt der Stadt Stendal, Moltkestraße 34 - 36, 2. Etage, schriftlich oder mündlich zur
Niederschrift vorgebracht werden.

Stendal, den 06.08.2003

Klaus Schmotz
Oberbürgermeister

Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 
in der Gemeinde Insel

Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom
27.08.1997 (BGBl. I S. 2141 ber. 1998 I S. 137) in Verbindung mit ~ 6 der Gemeindeord-
nung für das Land Sachsen-Anhalt vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568) in der jeweils gül-
tigen Fassung hat der Gemeinderat der Gemeinde Insel in seiner Sitzung am 03.07.2003 fol-
gende Satzung beschlossen:

§1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Erschließungsanlagen erhebt
die Gemeinde Insel entsprechend den Vorschriften des Baugesetzbuches Erschließungs-
beiträge nach Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art der Erschließungsanlagen

Erschließungsanlagen sind:

(1) die zum Anbau bestimmten oder die für entsprechend den baurechtlichen Vorschriften
gewerblich zu nutzenden Flächen erforderlichen öffentlichen Straßen, Wege und Plätze;

(2) die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht
befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege);

(3) die zur Erschließung der Baugebiete notwendigen Sammelstraßen;

(4) öffentliche Parkflächen für Fahrzeuge aller Art sowie Grünanlagen mit Ausnahme von
Kinderspielplätzen, soweit sie Bestandteil der in den Absätzen 1 bis 3 genannten Ver-
kehrsanlagen oder nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren
Erschließung notwendig sind;

(5) Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, auch wenn sie nicht Bestandteil der Erschließungs-
anlagen sind.

§ 3
Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für

1. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken in Baugebieten (An-
lagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 18 m, 
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer Breite von 24 m, 
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 32 m, wenn sie beidseitig zum An-

bau bestimmt sind;

2. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken in Baugebieten (An-
lagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 12 m,
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer Breite von 18 m,
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 24 m,
wenn sie einseitig zum Anbau bestimmt sind;

3. Straßen, Wege und Plätze im Kerngebiet, im Gewerbegebiet und im Industriegebiet
(Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) bis zu einer Breite von 24 m, wenn sie
beidseitig und bis zu 18 m, wenn sie einseitig zum Anbau oder zur gewerblichen
Nutzung bestimmt sind;

4. Fußwege und Wohnwege (Anlagen § 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) bis zu einer Breite
von 5 m;

5. Sammelstraßen (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis zu einer Breite von 21 m;

6. Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie zu Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1 bis
3 und Nr. 5 gehören, bis zu einer Breite von 5 m und Grünanlagen nach Nr. 4 bis zu
einer Breite von 2 m;

7. Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. 1 bis 5 ge-
nannten Verkehrsanlagen sind, aber nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der
Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind, bis zu 20 v. H. der Summe der
Grundstücksflächen der durch sie erschlossenen Grundstücke;

8. Der Umfang von Anlagen nach § 2 Ziff. 5 wird durch eine ergänzende Satzung im
Einzelfall geregelt.

(2) Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 genannten Breiten umfassen Fahr- und Standspuren,
Moped-, Rad- und Gehwege, Schrammborde und Sicherheitsstreifen, nicht dagegen
eventuelle Parkflächen und Grünanlagen.

(3) Die in Abs. 1 Nr. 4 genannte Breite umfaßt nicht eventuelle Grünanlagen.

(4) Die in Abs. 1 genannten Breiten sind die Durchschnittsbreiten, sie werden ermittelt, in-
dem die Fläche der gesamten Erschließungsanlage durch die Länge der Anlagenachse
geteilt wird.

(5) Die in Abs. 1 genannten Breiten umfassen nicht die zu den Erschließungsanlagen
gehörenden und zu ihrer Herstellung notwendigen Böschungen und Stützmauern sowie
die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen in der
Breite ihrer anschließenden freien Strecken.

(6) Ergeben sich aus der Nutzung der Grundstücke im Sinne von Abs. 1 unterschiedliche
Breiten, so ist der Aufwand für die größte Breite beitragsfähig.

(7) Endet eine Straße mit einem Wendehammer, so vergrößern sich die in Abs. 1 bestimm-
ten Breiten für den Bereich des Wendehammers um 50 v. H., mindestens aber um 8 m.

§ 4
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

(1) Zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand gehören die Kosten für

1. den Erwerb von Flächen für Erschließungsanlagen,
2. die Freilegung,
3. die erstmalige Herstellung des Straßenkörpers einschließlich des Unterbaus, der Be-

festigung der Oberfläche sowie notwendiger Erhöhungen oder Vertiefungen,
4. die Herstellung der Rinnen sowie der Randsteine,
5. die Radfahrwege mit Schutzstreifen,
6. die Mopedwege,
7. die Gehwege,
8. die Beleuchtungseinrichtungen,
9. die Entwässerung der Erschließungsanlagen,
10. die Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern,
11. den Anschluß an andere Erschließungsanlagen,
12. die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen,
13. die erstmalige Herstellung von Parkflächen,
14. die Herrichtung der Grünanlagen,
15. Anlagen zum Schutze von Baugebieten gegen Schall und Umwelteinwirkungen i. S.

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes.

(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand umfasst auch

1. den Wert der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im
Zeitpunkt der Bereitstellung,

2. diejenigen Kosten, die für Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten klassifizierter Straßen
(Bundesstraßen, Landesstraßen und Kreisstraßen) insoweit entstehen, als sie ge-
genüber ihren einschließenden freien Strecken breiter hergestellt werden.

(3) Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen für Erschließungsanlagen gehört im Falle ei-
ner erschließungsbeitragspflichtigen Zuteilung i. S. des § 57 S. 4 BauGB und des § 58
Abs. 1 S. 1 BauGB auch der Wert nach § 68 Abs. 1 Nr. 4 BauGB.

(4) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlich entstandenen Kosten ermittelt.

§ 5
Art der Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

Der beitragsfähige Erschließungsaufwand kann für die einzelne Erschließungsanlage oder
für bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage ermittelt werden. Für mehrere Er-
schließungsanlagen, die zur Erschließung von Grundstücken eine Einheit bilden, kann der
Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt werden.

§ 6
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand

Von dem ermittelten beitragsfähigen Erschließungsaufwand trägt die Gemeinde 20 v. H.

§ 7
Grundstück

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-
rechtlichen Sinne.

(2) Ist ein vermessenes und im Grundbuch eingetragenes bürgerlich-rechtliches Grundstück
nicht vorhanden, so gilt die von dem Beitragspflichtigen zusammenhängend genutzte
Fläche als Grundstück. Der Beitragspflichtige ist in diesem Fall verpflichtet, die Grund-
stücksgröße nachprüfbar, insbesondere durch amtliche Dokumente, nachzuweisen.

§ 8
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

(1) Der nach § 4 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug des Anteils der Ge-
meinde (§ 6) auf die durch die einzelne Erschließungsanlage, durch bestimmte Ab-
schnitte einer Erschließungsanlage oder im Falle der zusammengefaßten Aufwandser-
mittlung durch die eine Erschließungseinheit bildenden Erschließungsanlagen erschlos-
senen Grundstücke unter Berücksichtigung der nachfolgenden Absätze nach dem Ver-
hältnis verteilt, in dem die Grundstücksflächen stehen.

(2) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken,
1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit

Restflächen innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, die Ge-
samtfläche des Grundstückes, wenn es baulich oder gewerblich nutzbar ist;

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, die
Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin baulich oder gewerb-
liche Nutzung festgesetzt ist;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, und bei Grundstücken,
die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Satzungs-
bereich;
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4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht und
die nicht unter Nr. 6 fallen,
a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34

BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks,
b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilwei-

se im Außenbereich (§35 BauGB) liegen, die Fläche des Grundstücks zwischen
der Erschließungsanlage und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand
von 50 m zu ihr verläuft;
bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungsanlage angrenzen oder ledig-
lich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden sind, die
Fläche zwischen der der Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksseite
und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m zu ihr verläuft;

5. die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 lit. b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder
gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der Erschließungsanlage bzw. im Fall
von Nr. 4 lit. b) der der Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und ei-
ner Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand verläuft, der der übergreifenden
Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht;

6. die nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise (z. B. Fried-
höfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder inner-
halb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden, die Gesamtfläche
des Grundstücks.

(3) Bei den in Abs. 2 Nr. 6 genannten Grundstücken wird nur die Grundstücksfläche nach
Abs. 2 berücksichtigt.

Im übrigen wird bei bebauten oder bebaubaren und bei gewerblich genutzten oder ge-
werblich nutzbaren Grundstücken zu der nach Abs. 2 festgestellten Grundstücksfläche je
Vollgeschoß 25 v. H. der Grundstücksfläche hinzugezählt.

Als Vollgeschoß gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollge-
schosse sind. Kirchengebäude werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt. Ist im
Einzelfall eine Geschoßzahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar,
werden bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m
und bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je angefangene 2,30 m
Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoß gerechnet.

(4) Die nach Abs. 2 und Abs. 3 ermittelte Grundstücksfläche wird vervielfacht
1. mit 0,5, wenn das Grundstück nur in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung

vergleichbaren Weise (z. B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauer-
kleingärten) nutzbar ist oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils
tatsächlich so genutzt wird;

2. mit 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB)
oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4a BauN-
VO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder ohne aus-
drückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes überwiegend
gewerblich oder überwiegend in einer der gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise
(z. B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe)
genutzt wird;

3. mit 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB)
oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbe-
gebietes (§ 8 BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebietes (§ 11
BauNVO) liegt.

4. Die vorstehenden Regelungen zu Nr. 2 und Nr. 3 gelten nicht für die Abrechnung
von selbständigen Grünanlagen.

(5) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 3 S. 2 gilt bei Grundstücken,
1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (Abs. 2

Nr. 1),
a) die im Bebauungsplanes höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse;
b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der bauli-

chen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S.
von § 11 Abs. 3 BauNVO, die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die
durch 2,3 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen aufgerundet,

c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der
baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch
3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze Zahlen aufgerundet,

d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von ei-
nem Vollgeschoß je Nutzungsebene,

e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist,
die Zahl von einem Vollgeschoß,

f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist,
die Zahl von zwei Vollgeschossen,

g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die
Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der
näheren Umgebung überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene
(§ 34 BauGB) Berechnungswert nach lit. a) - c)

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. lit. d) -  g) oder die Höhe
der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. lit. b) bzw. lit. c) über-
schritten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach
der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach Nr. lit.
b) bzw. lit. c)

3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie
a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse,
b) unbebaut sind, die Zahl der in dernäheren Umgebung überwiegenden Vollge-

schosse.

§ 9
Grundstücke an mehreren Erschließungsanlagen

(1) Grundstücke, die durch mehrere beitragsfähige Erschließungsanlagen i. S. von § 127
Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden, sind zu jeder Erschließungsanlage beitrags-
pflichtig.

(2) Sind solche Grundstücke nach den Festsetzungen eines Bebauungsplanes nur für Wohn-
zwecke bestimmt oder werden sie außerhalb von Bebauungsplangebieten nur für Wohn-
zwecke genutzt, so wird nach § 8 Abs. 3 ermittelte und bei der Verteilung nach § 8 Abs.
1 zu berücksichtigende Grundstücksfläche bei jeder der beitragsfähigen Erschließungs-
anlage nur zu 2/3 in Ansatz gebracht. Ist die nach § 8 Abs. 2 festgestellte Grundstücks-
fläche größer als 900 qm, so beschränkt sich diese Regelung auf die Teilfläche von 900
qm.

(3) Die vorstehende Regelung gilt nicht,
1. für das Grundstück § 8 Abs. 4 Nr. 2 oder Nr. 3 anzuwenden ist,
2. Erschließungsbeiträge für die weitere Erschließungsanlage i. S. von § 127 Abs. 2

BauGB nach geltendem Recht nicht erhoben werden konnten und auch künftig nicht
erhoben werden.

(4) Werden Grundstücke durch Wohnwege (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) oder durch Grün-
anlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) mehrfach erschlossen, so wird die nach § 8 Abs. 3
ermittelte und bei der Verteilung nach § 8 Abs. 1 zu berücksichtigende Grundstücks-
fläche bei der Abrechnung jedes Wohnweges bzw. jeder Grünanlage nur zu 2/3 in Ansatz
gebracht.

§ 10
Kostenspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Erschließungsbeitrag erhoben wer-
den für

1. den Erwerb der Erschließungsflächen,
2. die Freilegung der Erschließungsflächen,
3. die Herstellung von Fahrbahnen,
4. die Herstellung der Gehwege oder eines von ihnen,
5. die Herstellung der Mopedweg oder eines von ihnen,
6. die Herstellung der Radwege mit Schutzstreifen oder eines von ihnen,
7. die Herstellung der Entwässerungseinrichtungen,
8. die Herstellung der Beleuchtungseinrichtungen,
9. die Herstellung der Parkflächen,
10. die Herstellung der Grünanlagen.

§ 11
Merkmale der endgültigen Herstellung von Erschließungsanlagen

(1) Straßen, Wege und Plätze, Fußwege und Wohnwege sowie Sammelstraßen (Anlagen
nach § 127 Abs. 2 Nr. 1-3 BauGB) sind endgültig hergestellt, wenn
1. sie an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße angeschlossen sind,
2. die Gemeinde Eigentümerin ihrer Fläche ist,
3. die Beleuchtungs- und Entwässerungseinrichtungen vorhanden sind,
4. die flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungsanlage gemäß dem Baupro-

gramm hergestellt sind.

(2) Dabei sind hergestellt:

1. Fahrbahn, Geh- und Radwege sowie Mischflächen (Kombination aus Fahrbahn und
Gehweg ohne Abgrenzung untereinander), wenn sie einen tragfähigen Unterbau und
eine Decke aus Pflaster, Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen Material neu-
zeitlicher Bauweise aufweisen,

2. die Fußwege und Wohnwege, wenn sie eine Befestigung mit Platten, Pflaster, As-
phalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise erhalten
haben,

3. die Entwässerungsanlagen, wenn die Straßenrinnen, die Straßeneinläufe und die zur
Ableitung des Straßenoberflächenwassers erforderlichen Einrichtungen betriebsbe-
reit hergestellt sind,

4. die Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der Größe der Anlage und den örtlichen
Verhältnissen angepaßte Anzahl von Beleuchtungskörpern hergestellt ist.

(3) Park- und Grünflächen sind endgültig hergestellt, wenn sie eine Verbindung zum öffent-
lichen Straßennetz haben, die Gemeinde Eigentümerin ihrer Flächen ist und
1. die Parkflächen die in Abs. 2 Nr. 1, 3 und 4 aufgeführten Herstellungsmerkmale auf-

weisen,
2. die Grünflächen gärtnerisch gestaltet sind.

(4) Durch Sondersatzung können im Einzelfall die Bestandteile und Herstellungsmerkmale
einer Erschließungsanlage abweichend von Abs. 1-3 festgelegt werden.

§ 12
Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlage (§
133 Abs. 2 BauGB).

(2) In den Fällen einer Kostenspaltung entsteht die Beitragspflicht mit Abschluß der Maß-
nahme, deren Aufwand durch den Teilbetrag gedeckt werden soll, frühestens jedoch mit
dem Ausspruch der Kostenspaltung.

(3) Bei der Abrechnung von bestimmten Abschnitten einer Erschließungsanlage entsteht die
Beitragspflicht mit der endgültigen Herstellung der Abschnittsmaßnahme, frühestens je-
doch mit dem Abschnittsbildungsbeschluß.

§ 13
Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang und Herstellungsmerkmale von Anlagen gemäß § 2 Abs. 5 werden durch eine
ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

§ 14
Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag

(1) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem Umfang
entstanden ist, kann die Gemeinde Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag bis
zur Höhe des voraussichtlichen endgültigen Erschließungsbeitrags verlangen, wenn ein
Bauvorhaben auf dem Grundstück genehmigt wird oder wenn mit der Herstellung der
Erschließungsanlagen begonnen worden ist und die endgültige Herstellung der Er-
schließungsanlage innerhalb von vier Jahren zu erwarten ist.

(2) Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der
Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist.
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§ 15
Ablösung des Erschließungsbeitrages

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch
Vertrag vereinbart werden. Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die endgültige
Herstellung der Erschließungsanlage entstehende Erschließungsaufwand anhand der Kosten
für vergleichbare Erschließungsanlagen zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 8 und 9 auf
die durch die Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke zu verteilen. Durch Zahlung
des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten.

§ 16
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Insel, den 03.07.2003

Schulz
Bürgermeister

Verwaltungsgemeinschaft „Tangerhütte-Land“

3. Änderung der Aufwandsentschädigungssatzung für eh-
renamtlich tätige Bürger der Gemeinde Hüselitz vom

03.03.1998

Aufgrund der §§ 6, 33 und 44 Abs. 3 Ziff. 1 der Gemeindeordnung Sachsen-Anhalt vom
05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 26.02.2003
(GVBl. LSA S. 22), hat der Gemeinderat am 10. Juni 2003 die folgende 3. Änderung der Ent-
schädigungssatzung beschlossen.

§ 1
Änderungen

In § 1 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„Bei einem vorzeitigen Ausscheiden des Bürgermeisters erhält der amtierende Bürgermeister
die Aufwandsentschädigung nach § 1 (1) und Sitzungsgeld nach § 2 (2). Anspruch auf Auf-
wandsentschädigung nach § 2 (1) besteht für diesen Zeitraum nicht.“

§ 2
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt zum rückwirkend zum 25.04.2003 in Kraft.

Hüselitz, 10.06.2003

Peter Otto
amt. Bürgermeister Siegel

Bekanntmachung der Gemeinde B i t t k a u 
über die Jahresrechnung 2001 sowie die Entlastung der 

Bürgermeisterin für das Haushaltsjahr 2001

Auf der Grundlage des § 108 der GO LSA v. 05.10.93 (GVBl. LSA S. 568), in der zuletzt
geänderten Fassung, sowie des Schlussberichtes des Rechnungsprüfungsamtes und der Stel-
lungnahme der Bürgermeisterin bestätigt der Gemeinderat die Jahresrechnung für das Haus-
haltsjahr

2001.

Der Bürgermeisterin wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt.

Die Jahresrechnung liegt in der Zeit

vom 07. 08. bis 22. 08. 2003

im Gemeindeamt zu den Sprechzeiten öffentlich aus.

Bittkau, d. 21. 07. 2003

Hellwig
Bürgermeisterin (Siegel)

Bekanntmachung der Gemeinde G r i e b e n
über die Jahresrechnung 2001 sowie die Entlastung der 

Bürgermeisterin für das Haushaltsjahr 2001

Auf der Grundlage des § 108 der GO LSA v. 05.10.93 (GVBl. LSA S. 568),in der zuletzt
geänderten Fassung, sowie des Schlussberichtes des Rechnungsprüfungsamtes und der Stel-
lungnahme der Bürgermeisterin bestätigt der Gemeinderat die Jahresrechnung für das Haus-
haltsjahr

2001.

Der Bürgermeisterin wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt.

Die Jahresrechnung liegt in der Zeit

vom 07. 08. bis 22. 08. 2003

im Gemeindeamt zu den Sprechzeiten öffentlich aus.

Grieben, d. 21. 07. 2003

Platte
Bürgermeisterin (Siegel)

Bekanntmachung der Gemeinde Schernebeck 
über die Jahresrechnung 2001 sowie die Entlastung 

der Bürgermeisterin für das Haushaltsjahr 2001

Auf der Grundlage des § 108 der GO LSA v. 05. 10.93 (GVBl. LSA S 568),in der zuletzt
geänderten Fassung, sowie des Schlussberichtes des Rechnungsprüfungsamtes und der Stel-
lungnahme der Bürgermeisterin bestätigt der Gemeinderat die Jahresrechnung für das Haus-
haltsjahr

2001.

Der Bürgermeisterin wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt.

Die Jahresrechnung liegt in der Zeit

vom  07.08.2003 bis 22.08.2003

im Gemeindeamt zu den Sprechzeiten öffentlich aus.

Schernebeck, d. 21.07. 2003

Lau
Bürgermeisterin (Siegel) 

Bekanntmachung der Gemeinde Uchtdorf über die Jahres-
rechnung 2001 sowie die Entlastung des Bürgermeisters für

das Haushaltsjahr 2001

Auf der Grundlage des § 108 der GO LSA v. 05. 10.93 (GVBl. LSA S. 568),in der zuletzt
geänderten Fassung, sowie des Schlussberichtes des Rechnungsprüfungsamtes und der Stel-
lungnahme des Bürgermeisters bestätigt der Gemeinderat die Jahresrechnung für das Haus-
haltsjahr

2001.

Dem Bürgermeister wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt.

Die Jahresrechnung liegt in der Zeit

vom 07.08.2003 bis 22.08.2003

im Gemeindeamt zu den Sprechzeiten öffentlich aus.

Uchtdorf, d. 15.07.2003

Bartoschewski 
Bürgermeister (Siegel)
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